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1. Grundsätzliches 

Einleitung 

Die Passage als glasliberdachter Verbindungsweg zwischen zwei belebten Strassen 

ist eine Organisationsform des Detailhandels. Als typisches städtebauliches 

Element des 19. Jahrhunderts liegt die Passage im Hauptgeschäftsgebiet der 

Stadt und bietet der Oeffentlichkeit auf privatem Grund attraktive Kaufmöglich¬ 

keiten. 

Der Begriff "Fussgängerpassage" 

Fussgängerpassagen im Sinne des Richtplanes "Passagen in der oberen Altstadt" 

sind Durchgänge zwischen zwei Hauptgassen, zwischen einer Hauptgasse und einem 

Quergässchen sowie Verbindungen zweier bestehender Passagen über private Grund¬ 

stücke, die baulich wie ein Teil des öffentlichen Strassenräumes ausgestattet sind. 

Sie erschliessen für den Fussgängerverkehr Läden, Cafés, Kino- und Theaterlokale 

usw.. An diesen Fussgängerpassagen besteht Privateigentum. Unterhalt und Haftung 

gehen zu Lasten der Eigentümer. 

Zielsetzungen des Richtplanes 

Der Passagen-Richtplan für die obere Altstadt stützt sich auf Art. 97 Abs. 2 

der Bauordnung. Er hat zum Ziel, Passagen noch in einem vernünftigen Ausmass 

zu ermöglichen (z.B. zur Verfeinerung des Beziehungsnetzes), das historisch 

wertvolle Stadtbild der oberen Altstadt (im konkreten Fall Laubenräume, Fassaden 

und Stadtgrundriss) zu erhalten und zusätzliche Belastungen durch zusätzlichen 

Einkaufs- und Anlieferungsverkehr möglichst gering zu halten. 

Schaffung neuer und Aenderung bestehender Fussgängerpassagen 

Nur in den im Richtplan bezeichneten Bereichen ist die Schaffung je einer neuen 

Fussgängerpassage auf Erdgeschossniveau: möglich. Die Gestaltungsrichtlinien sind 

integrierender Bestandteil des Richtplanes und gelten auch für Umbauten, bzw. 

Neuanlagen bestehender Passagen. 



2. Gestaltungsrichtlinien 

- Eine Passage soll dem Fussgänger eine vielfältige, publikumsorientierte 

Nutzung erschlossen und möglichst auch am Abend frequentiert werden können. 

Sie soll für den Fussgänger Anziehungspunkt bilden und ein eigenes, unver¬ 

wechselbares Aussehen besitzen. 

- Beim Passageneingang darf der Laubenraum in seinen beidseitigen Begrenzungen 

nicht Schaden nehmen. Sack- oder trichterartige Erweiterungen des Passagen- 

und Laubenraumes sind nicht gestattet. Das Brandmauersystem ist zu erhalten. 

Der Passageneingang ist leicht erkennbar zu gestalten und mit massiven Eck¬ 

pfeilern zu markieren (keine zusammenstossenden Glasfronten). 

- Passagen sollen eine Mi'ndestbreitevon 2.20 m, eine Maximalbreite von 4.00 m 

und eine Mindesthöhe von 4.50 m aufweisen. Die Mindestbreite darf durch Mö- 

blierungsgegenstände (z.B. Verkaufsstände, Warenständer u.a.) auch kurzfristig 

nicht wesentlich verkleinert werden. 

- Die Innenfassaden sollen ein durchformuliertes architektonisches Konzept aus¬ 

drücken, feinmasstäblich strukturiert sein und mit konstruktiven Elementen 

(z.B. Schaufenster-Rahmen) eine klare Abgrenzung des Passagenraumes von den 

Verkehrsflächen herstellen (Sockel- und Sturzausbildung, kräftige Rahmungen). 

Jeder Verkaufsladen ist von der Passage aus durch eine Eingangstüre zu betreten 

Diese Abgrenzung zwischen Passagen und Laden darf auch tagsüber weder verändert 

noch entfernt werden. 

Schaufensterfronten müssen deutlich machen, dass es sich um vielfältige und kle 

teilige Einzelhandelsgeschäfte handelt. 

- Der Fussboden ist im Normalfall asphaltiert. In Ausnahmefällen können natür¬ 

liche Platten- und Steinbeläge gestattet werden. 

- In der Regel ist im Mittelbereich eine Ausweitung des Passagenraumes vorzu¬ 

sehen. Sie ist als verglaste Tageslichtzone auszubilden. 

- Die künstliche Beleuchtung ist mit direkt strahlenden Leuchtkörpern auszu¬ 

führen. 

- Natürliche Belüftung ist der Normal fall. 
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